
Aktenzeiehen:

2.314.51.51.52.
....

Verkündet

am 28. August 1961

Die Berufung

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

Kläger und Revieienebeklegten.

hat der 3. Senat des Bundeeeozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 28. August 1961. an der

mitgewirkt haben

Senatepräeident Prof. Dr. Bogs

als Vorsitzender.

die Bundesriehter Dr. Schraft und

Dr. Lengkeit

sowie die Bundeesozialrichter Schlegel und

Dr. Fetzer

als ehrenamtliche Beisitzer.‘

für Recht erkannt:

Auf die Revision äer Beklagten wird das Urteil des
Lenäeseozialgerichte Nordrhein—Westfalen vom 24. Ju—

ni 1958 aufgehoben.

—ee Klag rs gegen das Urteil des Sozial—

vQ
.

0 H H
)

0
(D&

gerichts Düeeel m 12. märz 1958 wird zurückge—

wiesen.

Die Beteiligten heben einander außergerichtliehe Ko—

sten dee Re0htsstreits nicht zu erstatten.

V o n R e c h t e w e g e n .
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Der Kläger war als Bezieher einer Angestélltenrente auf Grund

des Leistungsverbesserungsgesetzes vom 24„Juli 1941 (BGBl I So
445) in Verbindung mit der Verordnung über die Krankenversiche—

rungderRentnervom4„ November1941f vo 1941- (BGBlI so689)
bei der beklagten Krankenkasse versichert und ging bei dieser
eine Zusatzsterbegeldversicherung (ZStV) nach @ 15 der VO 1941

ein° Seit dem1„ August 1956‚ demZeitpunkt des Inkrafttretens
des Gesetzes über Krankenversicherung der Rentner —KVdR —vom

12„ Juni 1956 (BGBl I S„ 500), ist er mangels Erfüllung dervm■mr‚

sicherungszeit (@ 165 Abs° 1 Nr„ 3 RVG ) nicht mehr kraft Gesetzes

krankenversicherto Von dem Recht zur freiwilligen Krankenversiw

cherung hat der Kläger keinen Gebrauch gemacht? weil er seit
Jahrzehnten bei einem-Unternehmen der Privatvereicherung gegen

Krankheit versichert isto " '

Die beklagte Krankenkasse eröffnete dem Kläger9 daß seine ZStV

am 510 Juli 1956 erloschen seio Der Widerspruch des Klägers hat—

te keinen Erfolg (Bescheid vom 7oSeptember 1956)„ Nach Auffassung

der beklagten Krankenkasse setzt die ZStV ein Versicherungsver—

hältnis voraus° . '

Mit der Klage vor dem Sozialgericht (SG) Düsseldorf machte der
Kläger geltend‚ die ZStV sei — anders als das allgemeine Versi—

cherungsverhältnis der krankenversicherten Rentner —
nicht kraft

Gesetzes9 sondern auf Grund eines zweiseitigen Vertrags zustande

gekommen, der den Rentner zu Beiträgen9 die Krankenkasse zur Ver—

sicherungsleistung verpflichteo Ein solches Vertragsvérhältnis '

könne nicht einseitig aufgelöst werden° Eins Aufrechterhaltung

seines Versicherungeverhältniases bei der beklagten Krankenkasse

— durch freiwillige Weiterversicherung — könne ihm nicht zugemum
tet werden; da er bereits durch seine private KrankenVersicherung

für den Fall der Krankheit ausreichend geschützt sei und somit

bei Fortführung seines Versicherungsverhaltnisses bei der Beklag—
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...3.

ten keine Gegenleistung für die auch an diese zu entrichten—

den„ verhältnismäßig hohen Beiträge zu erwarten hätten Wenn

.die Beklagte ihm nicht die Fortsetzung seiner ZStV gestatte9

so sei dies entschädigungslose Enteignungo Falls der beklag—

ten Krankenkasse die Fortführung seiner ZStV nicht möglich
sei‚ so müsse Sie ihm zumindestens die Beiträge erstatten

oder die von ihm eingegangene ZStV in eine beitragsfreie Ver—

sicherung umwandeln° ' 3 f ' ;

Das SG hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 12„März 1958)°

Gegen dieses Urteil hat der Kläger beim Landessozialgerioht

(LSG) Nordrhein—Westfalen Berufung eingelegt„ Er hat been —
tragt 9.

unter Abänderung des Urteils des SG den Widerspruchs—

bescheid der Beklagtenvom‘l2° März 1958 und den zu—

grunde liegenden Verwaltungsakt aufzuheben„

Das LSG hat dem Berufungsantrag entsprochen; die Revision

wurde zugelassen (Urteil vom 240Juni 1958)c Es ist der Auf—
fassung9 daß die ZStV des Klägers nicht mit dem Inkrafttreten

des KVdR am 1„ August 1956 erloschen sei„ Die bis dahin abge—

schlossenen ZStV°en seien in ihrem Bestande nicht mehr von

einem Grundversicherungsverhältnis abhängig„ @ 13 Abs° 5 Nro

3 der V0 1941?wonachdie ZStV mit der Beendigungder Rentner-
KV erlösohe9 sei durch Art() 4 Abs° 2 Nr° 2 KVdR aufgehoben; ‘

demnach könnten die vor dem Inkrafttreten des KVdR begründe—

ten ZStV°en nach diesem Zeitpunkt selbständig fortgeführt wer—

deno Dem stehe nicht entgegen, daß Arto 2 6 10 Abs° 1 Satz 2
KVdR eine Anrechnung des erhöhten Pflichtsterbegeldes auf das

Zusatzsterbegeld vorsehe und den nach dem KVdR zuständigen

Träger der Krankenversioherung für die Weiterführung der be—
stehenden ZStV'en_bestimme„ Diese Regelungen sétzten nicht

notwendig das Bestehen einer Grundversicherung voraus° Auch
die Begriffsprägung "Zusatzsterbegeldversicherung" erfordere

nicht unbedingt eine Grundversicherung; die Beibehaltung die—

ses — nunmehr nicht mehr dem_Wortsinne nach zutreffenden
—
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_4_

Begriffs könne sich auch so erklären9 daß damit nur das schon

bisher bestehende Rechtsinstitut gekennzeichnet werden sollteo

Auch die Entstehungsgeschichte des KVdR spreche dafür? daß die
selbständige'Fortfuhrung der ZStV zulässig sei; angesichts der in

' den Beratungen zum Entwurf des Gesetzes geltend gemachten Bedenu

ken gegen einen Wegfall der bestehenden ZStV9en sei man sich in

den gesetzgebenden Gremien einig gewesen, daß diese ZStV'en .

— wenn auch unter günstigeren Bedingungen für die Krankenkassen _
fortgeführt werden könnteno — Nur diese Auslegung des KV1R9 wo—

.
nach eine seletändige Fortführung der ZStV zulässig sei? entspre«

„ che dem Grundgesetz (GG)„ Dahinstehén könne‚ ob die Versagung der

Möglichkeit‚ eine bestehende ZStV selbständig fortzuführenÜ eine

entschädigungslose9 im Widerspruch zu Art° 14 Abs° 5 GG stehende

Enteignung darstelleo Jedenfalls erfordere der Grundsatz der So—

zielstastlichkeit (Art° 20 Abso 1 GG) die allgemeine Besitzweh—

rung9 die allein durch Beseitigung der strengen Abhängigkeit von

einer Rentnerkrankenversicherung erreicht-werden könnteo

Gegen dieses Urteil hat die beklagte Krankenkasse Revision eingeä

legt mit dem Antrag,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Klage abzuweisen°

Die Beklagte räumt ein9 daß @ 13 Abso 3 Nr„ 3 der VO 1941 durch
vdas KVdR aufgehoben werden sei„verweist demgegenüber aber auf

ihre Satzung.) in der — übereinstimmend mit allen Orts— und Land—

krankenkassen gemäß dem Erlsß des Reichsarbeitsministers vom 519

Juli 1942(AN1942s„ 451) - bestimmtsei? daßdie ZStV_beimWeg—
fall der auf Grund der Vorschriften der Reichsversicherungsord—
nung (EVO) bestehenden satzungsmäßigen Voraussetzungen für den An—

spruch auf das Regelsterbegeld erlösche (5‚5 Abso 4 Satz 1 des An—

hangs der Satzung)o Die.in Arte 2 5 10 Abs„ 1 Satz 2 Nro 1 KVdR'
vorgesehene Anrechnung des erhöhten Pflichtsterbegeldes auf das'

Zusatzsterbegeld sei nur möglich, wenn die ZStV an eine Grundrerni

sicherung gekoppelt sei° Gewährte man auch nichtversichert9n Rent—

nern das Zusatzsterbegeld9 so würden diese gegenüber den versi—
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cherten Rentner-rl9 die nur ein gekürztes Zusatzsterbegeld_erä'

hielten9 begünstigt: Auch die Vorschrift des Art° 2 5 10 Abso

1 Satz 2 KVdR‚ daß die ZStV‘en bei dem nach diesem Gesetz zu—
ständigen Träger der KV weitergeführt würden9 spreche dagegen?

daß die ZStV selbständig weitergeführt werden könne„ Ein: gg;

ggtg—Sterbegeld setze begriffenotwendig einen Sterbegeld—.

Grundbetrag voraus; hätte der Gesetzgeber die ZStV von der“
Gruhdversicherung lösen wollen, so hätte er sie anders be—

nannt„ ; Die Versagung der Möglichkeit„ die ZStV selbständig

weiterzuführen9 verstoße weder gegen Treu und Glauben? noch.

sei sie entschädigungslose Enteignung° ZWar sei nicht von der

Hand zu weisen9 daß die ZStV°en in gewisser Hinsicht private
Vermögensrechte begründet haben könnten„ Indessen hätten die -
'zusatzversicherten Rentner? die nach dem 10 August 1956

nicht mehr krankenversicherungspflbhü3 gewesen seien? sich

inachtArtu 2 @ 8 KVdR oder nach 5 176 Abs„ 1 Nr„ 4 RVG weiter—

versichern und damit auch ihre ZStV aufrechterhalten können„
Der Rechtsverlust beruhe somit auf eigenem Entsehluß des Klä—

gers„

Die Revision ist begründete?

Zu Unrecht erblickt das LSG in der Außerkraftsetzung der VO

1941 (mit gewissen Ausnahmen) durch Arto 4 Abs° 2 Nr„ 2 KVdR

den entscheidenden Ansatzpunkt für die Beantwortung der Frage,

ob die ZStV nach Inkrafttreten des KVdR selbständig9 d„ho un—

abhängig von einer‘Grundversicherung9 fortgeführt werden könneo

Wie wenig aus der förmlichen Aufhebung der VO 1941 einschließ—

lich ihres 5 13 für die Frage entnommen werden kann() welche

Gründe das Erlöschen der ZStV nach neuem Recht zur‘Folgé haben9

“geht schon daraus hervor9 daß Art° 4 Abso‘2 Nri 2 KVdR auch

die_Nummérn1 und2 des5 13Abs„ 3 der vo 1941außerKraft
gesetzt hat9 obwohl kein Zweifel daran bestehen kann9 daß die

hier genannten Erlöschensgründe — Abmeldung und Beitragszah—

lungsverzug — nach wie vor Geltung habeno Somit besagt die

förmliche Außerkraftsetzung der VO 1941 durch Arto 4 Abs° 2
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Nro 2 KVdR nur? daß die Krankenversicherung der Rentner durch die

umfassende Regelung des KVdR auf eine neue Grundlage gestellt und

die VO 1941 damit — bis auf einige Ausnahmen — gegenstandslos gee

werden isto Diese Globalaufhebung des alten Rechts schließt aber

nicht aus? daß einzelne Bestimmungen des bisherigen Rechts wegen

ihres Sachzusammenhangs mit Vorschriften des neuen Rechts auf—„

rechterhalten bleiben, nämlich dann, wenn das neue Recht ihre Wei—

tergeltung erkennbar voraussetzto So verhält es sich mit der Rege—

lung der ZStV'ena Einerseits schreibt Art„ 2 @ 10 Abs° 1 Satz 2
KVdR ausdrücklich vor9 daß bestehende ZStV‘en — unter bestimmten
Voraussetzungen

— weitergeführt werden können„ Da andererseits

aber diese Neuregelung nur Vorschriften darüber enthält‚ was sich

gegenüberdembisherigenRechtändert (" Die bestehendenZusatz?
sterbegeldversicherungen werden „„„o nach Maßgabe der folgenden

Bestimmungen weitergeführt")‚ so ist notwendigerweise mit der

Überleitung der bestehenden ZStV'en auf den neuen
Rechtszustand

auch die Übernahme von Grundsätzen des bisherigen Rechts verbun—

den9_die für diese ArtVbrsicherung wesentlich oder—nachdemin
der Neuregelung zum Ausdruck gebrachten Willen des Gesetzes als

vorausgesetzt gelten müssen° So gilt, wie schon erwähnte die bis—
herige Regelung über das Erlöschen.der ZStV durch Abmeldung (@ 13

Abs„ 3 Nr„ 1 VO 1941) oder durch_qualifizierten Beitragszahlungs—

verzug (@ 13 Abs° 3 Nr° 2 VO 1941) weiter; denn diese Erlöschens—

“gründe gehören zu den Wesensmerkmalen der freiwilligen, auf Son—

derbeiträgen beruhenden ZStVO So wird aber auch nach neuem Recht

die Weitergeltung des Grundsatzes vorausgesetzt, deß die ZStV nur

in Verbindung mit einem Grundversicherungeverhältnis zulässig ist?

„
*wie ihn 5 13 Abs° 3 Nr„ 3 VO 1941 in Verbindung mit @ 7 Abs° 1

"der alten Mustersatzung (abgedruckt bei Maunz/Schraft9 Das Selbst—
verwaltungsrecht der Sozialversicherung, Bdo 6 Teil F l a Bl° 13)

zum Ausdruck brachteo'

_Für die akzessorische Natur dieser Zusätzversicherung spricht

schon die Beibehaltung des Ausdrucks "Zusatzsterbegeldversiché—

rung"? wie auch das LSG nicht übersehen hate Wenn der Gesetzgeber

_die Weiterführung früherer Zusatzsterbegeldversicherungen in Ge—
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stalt selbständiger Sterbegeldversicherungen ins Auge gefaßt

hätte, so hätte es nahe gelegen, eine solche einschneidende

Veränderung des Wesens der ZStV auch in der Begriffsprägung zum

Ausdruck zu bringen°

Ebenso spricht gegen die Selbständigkeit der ZStV die Rege —

lung des Art° 2 @10 Abs, 1 Satz 2 Nr° 1 KVdR, wonach auf das
Zusatzsterbegeld der Betrag anzurechnen ist, um den sich das

_Pflibhtsterbegeld nach den 55 201 und 205 b RVO gegenüber dem

vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zu zahlenden Pflichtster—

begeld erhöht hat, Damit ist das "streng akzessorische" Ver —
hältnis der ZStV zum Grundversicherungsverhältnis (vgl° BVerfG

in BVerfGE Bd° 11 So 221, 228) bestätigt worden, wie es sich

schon nach bisherigém Recht darin ausdrückte, daß der Beginn

der ZStV - und damit auch die Beitragspflicht — sich mit dem

Beginn der Rentnerkrankenversicherung deckte (GrundseEntscho
des BVA Nro 5482 in AN 1942 So 370) und für Pflichtsterbegeld

und Zusat2sterbegeld ein gemeinsamer Höchstbetrag bestimmt war
(@ 15 Abs, 1 Satz 1 der V0 1941)d Diesem Gedanken, daß das Zu-
satzsterbegeld immer nur Teil eines "Gesamtsterbegelds" ist

(so der zutreffende Ausdruck in % 2 Abs, 1 des — der Muster—

setzung entsprechenden — Anhangs der Satzung der beklagten

Krankenkasse), für das_ein Höchstbetrag gilt, entspricht die

Regelung des_Arto 2 5 10 Abso‘1 Satz 2 Nr, 1 KVdR, die die An—
rechnung des erhöhten Pflichtsterbegeldes auf das Zusatzster—

begeld voreieht° Auf diese Weise ist sichergestellt, daß der
im bisherigen Recht vorgeschriebene Höchstbetrag für das Ge—

samtsterbegeld auch nach der Neuregelung nicht überschritten

wird, Damit wird aber auch deutlich, daß die der ZStV zugedach—'

te Funktion einer Ergänzung des Pflichteterbegeldee beibehal—

ten ist und eine ZStV ohne ein — den Anspruch auf Pflichtster—

begeld begründende$ %}Versicherungsverhältnis nicht bestehen

kann°

fUnterstützt wird diese Auffassung auch durch die in Art, 2
5 10 Abs, 1 Satz 1 KVdR getroffene Zuständigkeitsregelung, wo—
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nach die bestehenden ZStV°en bei dem nach diesem Gesetz zuständi—

gen Träger der KV weitergeführt werdeno Nach Auffassung des LSG

wird dieser Zuständigkeitsvorschrift für den Fall? daß eine KV

nicht besteht9 dadurch genügt9 daß die ZStV bei der Krankenkasse

weitergeführt wird9 bei der die KV fortgeführt werden müßte9

falls sie bestände° Eine solche auf einer hypothetischen Annahme

beruhende Zuständigkeitsregelung wäre allenfalls denkbar9 wenn
das

Gesetz nur ging Krankenkasse für die Durchführung der KVdR zulie—

ßec Das ist aber nicht der Fall„ Art° 2 5 1 Abs° 1 KVdR gibt dem

Rentner in bestimmten Fällen ein Wahlrecht zwischen der bisher für
“seine KV zuständigen Kasse und der Kasse9 der er während der letz—

ten fünf Jahre vor Stellung des Rentenantrags mindestens 52 Wochen
angehört hat; Welche dieser beiden Kassen "zuständiger Träger der

Krankenveréicherung" icso des Arte 2 5 10 Abso 1 Satz 2 KVdR ist?.

steht somit erst fest? wenn der Rentner den Antrag auf Erwerb der

Mitgliedschaft bei einer anderen als der bisher zuständigen Kasse

fristgemäß gestellt hat (Art° 2 5 1 KVdR) oder nicht gestellt hat
(Art„'2 @ 2 aaO)o Gleichermaßen ist die Frage der Zuständigkeit
der Krankenkasse bei dem nichtversicherungspfliehtigen Rentner

offen? der entweder die Versicherung bei seiner bisherigen Kasse
freiWillig fortsetzen (Art° 2 5 8 Abs„ 1 KVdR) oder der Kranken«

“kasseg bei der er während des letzten Beebhäftigungeverhältnisses

vor Stellung des Rentehantrags versichert war9
freiwillig beitre—

ten kann (@ 176 Abs„ 1 Satz 1 Nro_4 RVG); beide Möglichkeiten_ste—
hen nebeneinander (Peters9 Handbuch der_Krankenversicherung? 160

Auflo @ 176 RVOAnm° 5 SO 1OO)C Je nachdemß welche dieser beiden
Möglichkeiten der Rentner wahrnimmt9 ist die eine oder die andere

Krankenkasse der nach dem KVdR zuständige Träger der KV ioso des

Art„ 2 @ 10 Abs„ 1 Satz 2 RV09 bei dem die ZStV weitergeführt

wirdc Ohne ein effektiv vorhandenes Grundversicherungsvefhältnis
_ließe sich daher nicht eindeutig bestimmen9 bei welcher Krankenkas—

se eine bestehende ZStV weiterzuführen ist°

Zusammenfassend ist somit festzustellen9 daß eine ZStV nach In_

krafttreten des KVdR nur weitergeführt werden kann() wenn ein Grund—

versicherungsverhältnis — als Pflicht“ oder als freiwillige Kran—
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kenversicherung — besteht? wie es die Mustersatzung der Spite

zenverbände der Krankenkassen vom 9. November 1956 (abgedruckt

bei Maunz/Schraft9 Selbstverwaltungsrecht der Sozielversiche—

rung? Bdo 6 F 1? Allg° Ortskrenkenkassen9 Bl° 15) in 5 3 Abs°

1 Buchst° c und'ä 4 Abs° 1 Satz 1 zutreffénd zum Ausdruck bringt

(im Ergebnis ebenso BAM im Schreiben vom 25°Januar 1957 Ääbge—

druckt in BKK 1957 Sp„ 927; BayLSGim Urteil vom 22„Oktober 1958
[Ereitho 1959 SD 2057; SchmatzsPöhler9 Krankenversicherung der

Rentner9 Art„ 2 5 8 Anno V so 117 f; Brackmsnn, Handbuch der
Sozialversicherung9 Stand: Februar 1961 S° 456 f; Peters9 Hand—

buch der Krankenve'rsicherung9 160 Aufl" 5 201 RVG Anm° 4 80 221;

Feld/Fröhlingsdorf in Maunz/Schraftt aaO? Bd° 8 F Za‚ Innungs—
krankenkassen Satzung — III° Anhang — (Erlv) @ 3 Anm„ 4)o

Die Versagung der Möglichkeit‚ eine bestehende ZStV selbständig

weiterzuführen7 verstößt — entgegen der Annahme des LSG — nicht

_gegen das GG„.Weder liegt darin eine Enteignung LS° des Art°

14 Abso 3 GG noch ein Verstoß gegen den Grundsatz der Sozial-

_staatlichkeit (Art° 20 Abs„ 1, Art° 28 Abs° 1 GG)°

Das_BVerfG hat in seiner Entscheidung vom 20„ Juni 1960 (BVerfG

Bdo 11 s„ 221) die Verfassungsmäßigkeit des Art„ 2 5 10 Abs„ 1
Satz 2 KVdR unter dem Gesichtspunkt der Enteignung geprüft° Die—

se Vorschrift war von dem vorlegendetheri0ht insofern als ver—
fassungswidrig angesehen worden, als sie dem Rentner die Fort—

führung seiner ZStV nur zu ungünstigeren Bedingungen als nach

dem bisherigen Recht gestatteteo Das BVerfG hat sich dieser Auf—

fassung nicht angeschlossen, sondern die in der erwähnten Rege—

lung festgelegte Veränderung von Beiträgen und Leistungen —
vorausgesetzt? daß man die Anwartschaften aus laufenden Versi+

cherungen überhaupt als Eigentum LS° des Art° 14 GG auffassen

könne —nur als Inhaltsänderung (Art„ 14 Abs° 1 Satz 2 GG)7 nicht
aber als Enteignung (Art° 14'Abs° 3 GG) angesehene Wenn diese
Entscheidung auch nicht unmittelbar die im vorliegenden Rechts— '
streit wesentliche Frage betrifft9 ob die Koppelung der ZStV mit

einer Grundversicherung verfasSuhgsmäßig ist‚ so haben doch die
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tragenden Gedanken der Entscheidung des BVerfG auch im vorliegen—

den Fall Geltung° Mit Recht weist-das BVerfG (aaO 8° 226 ff) dar—

auf hin? daß das auf Dauer angelegte Versicherungsverhältnie in

der sozialen KV der Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung un«

terliegt, die ein starres Festhalten an den jeweils durch Gesetz ‘

oder Satzung festgelegten Beiträgen und Leistungen nicht zuläßto

Insbesondere läßt dieser Pr02eß der ständigen Anpassung des Rechts

der KV an neue Sachverhalte und Erkenntnisse es nicht zu? daß eine

zelne vereicherungsrechtliche Positionen für sich losgölöttaus ih—

rem Zusammenhang unter dem Gesichtspunkt des Eigentumsschutzes_be—

urteilt werden, Nur eine Gesamtwürdigung9 die unter Umständen so—

gar.Rechtsveränderungen außerhalb des Versicherungsverhältnieses

in die Prüfung einbezieht (vgl„ dazu die Entscheidungen des ersten

und des erkennenden Senats in BSGBd° 3 s„ 779 81; Bdo 9 8° 127„
130)? kann darüber Aufschluß geben, ob der Verlust der Anwart—

schaft auf eine bestimmte Leistung Enteignung icSc des Art° 14 Absc

3 GGdarStellt„-

Nach diesen Grundsätzen beurteilt, verstößt die Reohtsänderungg

die das KVdR für die Anwartschaft des Klägers auf sein Zusatzster—

begeld mit sich brachte9 nicht gegen das Eigentumsgrundrechto Wie

‘ bereits dargelegt9 gehört es zum Wesen der ZStV9 daß sie dem ver—
sicherten Rentner einen Zusatzanspruch neben dem auf das Pflicht—

‘sterbsgeld einräumt und dergestalt ein gesgmtgterbggglg sichert°
Von vornherein war diesem Wésenszug einer das Pflichtsterbegeld

"nur ergänzenden Leistung für den Fall Rechnung getragen9 daß die

KV des Rentners — ursprünglich immer eine Pflichtversicherung '

-_(5 4 des Leistungsverbesserungsgesetzes) — endeteo Dann erlosch
auch die ZStV (% 13 Abs„ 3 Nr„ 3 der VO 1941)„ Nur wer in diesem
Falle von dem Recht zur freiwilligen Fortsetzung der Versicherung

(@ 4 der VO 1941) Gebrauch machte? konnte eine bestehende ZStV
"fortsetzen (@ 7 Abse 1 der Mustersatzung lt„ Erlaß des RAMvom 31„

Juli 1942 — AN 1942 So 451)0 Im Grundsatz hat das KVdR an diesem
Reohtszustand nichts geändert° Der Fall destrlöschens der Pflichtw

1KV‘der Rentner ist nur häufiger eingetreten9 weil das neue Recht

‘ das Verbleiben in der Pflichtversicherung von der Erfüllung der

f 11—.
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neu eingeführten Voraussetzung einer bestimmten Vorversiche—
rungszeit (vgl° @ 165 Abso 1 Nr° 3 und 4 RVG) abhängig gemacht

hat° Aber gerade in diesem Fall wurde dem Rentner die freiwil—

lige Aufrechterhaltung seiner KV dadurch besonders leicht ge—

macht? daß die Rentenversicherung eine Beitragshilfe gewährt,

die ihm im allgemeinen die Beitragszahlung ermöglicht (@ 381

Abs? 4 Satz 1 RVO)„ Während in dem vom bisherigen Recht allein

geregelten Fall des Erlöschens der Pflicht—KV infolge Wegfalls

'der Rentenberechtigung die ZStV nur um den Preis einer auf Ko—

sten des Versicherten durchzuführenden freiwilligen KV aufrecht—

erhalten werden konnte und aufrechterhalten werden kann‚ wird

die finanzielle Last einer freiwilligen Versicherung, die infol—

ge Fehlens der Vorversicherungszeit und des damit verbundenen

Erlöschens der Pflicht—KV ratsam geworden ist? dem Rentner im
wesentlichen durch die Beitragshilfe des Trägers der Rentenver—

sicherung (@ 381 Abs° 4 EVO) abgenommen° Demnach ist die wirt—
schaftliche Situation des Klägers? der nach altem Recht zu La—
sten der Rentenversicherung bei der beklagten Krankenkasse

pflichtversichert war, durch das Inkrafttreten des KVdR kaum
verändert; er konnte sich den gleichen Versicherungsschutz — wie— ‘

darum im wesentlichen auf Kosten der Rentenversicherung — durch

freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung

verschaffen und damit auch seine ZStV fortsetzenb Führen aber

aufeinander abgestimmte Rechtsänderungen nur zu einer Verände—

rung des rechtlichen Erscheinungsbildes ohne Verschiebung der
wirtschaftlichen Gesamtlageg so entfällt grundsätzlich ein Ver—

stoß gegen die Eigentumsgarantie des Art„ 14 GG (vglo BSG Bd„ 9
So 127„ 130)0 — ’ -

‚Ebensowenig läßt die dargelegte Rechtslage eine Verletzung des

Sozialstaatsprinzips (Art„ 20 Abs„ 1‚Arto 28 Absu 1 GG) erken+
nano Dieses Bekenntnis des GG zum Sozialstaat ist zwar nicht nur
als bloße Proklamierung eines allgemeinen Staatsziels anzusehen

(vglo v„ Mangoldt—Klein‚‘Bonner GG 20 Aufl„ Art° 20 Anm„ VIIa),
;sondern als unmittelbar verbindliches Verfassungsrecht zu verste—

hen (vgl° Bachof, Veröffentl° deutscher Staatsrechtslehrer Heft
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12_(1954) 59 37; E°Ro Huber, DÖV 1956, 200; Bags, Verhandlungen

der sozialrechtlQ Arbeitsgemeinscheft des 430 Deutschen Juristen—
teges 1960 so 11)„ Indessen kann aus der Sozialstaatbklausel als

"Grundsatznorm" des GG (vgl° BVerfG Bd„ 6 S0 559 71)9 wie immer

auch die Grenze zu ziehen ist? die durch das Gebot sozialsteztli—
chen Handelns dem Gesetzgeber vorgezeichnet ist9 nicht eine Ver—
pflichtung Zur allgemeinen Besitsstendswahrung sozialer Rechteeb—

geleitet werden‚ wie das LSG meinte Wollte man schon in jeder Ver—l

schlechterung des Besitzstandes einen Verstoß gegen des Sozial—

staatsprinzip erblicken9 so könnte der Gesetzgeber solche Positio—

nen in Zukunft nur noch verbessern° Die Sozielstaets—Kleusél wür—

de — wie ein ähnlich verstandenes Eigentumsgrundrecht (vglo BVerfG_;

Edi 2 So 3809 402) —die einfache Gesetzgebung weitgehend blockie—"

‘ren und eine Anpassung des Rechts an die Veränderung der sozialen

und wirtschaftlichen Verhältnisse hintenhelten° Einer näheren

iStellungnehme zu den mennigfechen Zweifelsfragen9 die sich aus der

__Anwendung des Sozialstaatsgrundsatzes als verbindlichen Verfas—
'sungsrechts ergeben9 ist der Senat jedoeh enthoben9 weil der Be—

sitzstand des krankenversicherten Rentners‚ der eine ZStV abge—
schlossen hatte9 bei der Überleitung auf den neuen Rechtszustand
nach dem KVdR weitgehend gewahrt wurde° Sein durch die ZStV be—
gründetes Recht war von vornherein‚ wie bereits dergelegt‚ vom

Bestand einer_Grundversicherung — sei es
der Pflichtversicherung

‚(© 13'Abs° 3 Nr° 3 der vo 1941)? sei es einer freiwillig fortge—
setzen KV (5 ? Abso 1 der Mustersatzung) —abhängige Daß die

\
Pflichtversichgrung nach neuem Recht auch bei fehlender Vorver-

_;sicherungszeiterl'osch9 hatte nicht notwendig das Erlöschen der

ZStV zur Folge; denn der Gesetzgeber bot in diesem Falle aus dem

auch Von ihm für wichtig erechteten Gedanken der Besitzstendswah—

rung (vglo Schriftl° Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik‚

Absc IV‘4 zu Bundestegs—Drucksc2256, 2„ Wahlpo 1953und Bericht
des Berichteretattere in der 141° Sitzung des Bundestags vom 196

April 19569 Verhandl„ d° Deutsch° Bundestags? 8° 7269) für den Weg—

fall der zur25tv berechtigenden Pflichtversicherung ein Äquivalent

durch die Möglichkeit{) zu Lasten der Rentenversicherung (@ 581 Abso

- 4 Satz 1 EVO) entweder die Versicherung bei der bisher zuständigen
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Krankenkasse fort2usetzen (Arte 2 5 8 KVdR) oder der Versiche—

rung freiwillig beizutreten (5 176Abs„ 1 Nru 4 BVG)und darge—
stalt eine bestehende ZStieiterzuführen° Damit war einerseits

der Wesenszug der ZStV9 daß sie immer nur Ergänzung eines
.Pflichtsterbegeldes ist} erhalten geblieben? andererseits aber

auch die Anpassung an das veränderte Recht in einer den Interes—

sen
der versicherten Rentner Rechnung tragenden Weise durchge—

führt werden° ‘

Läßt der Rentner die ihm gebotenen Möglichkeiten zur freiWilli—

gen KV ungenutzt? so muß er sich allerdings damit abfinden‚ daß

seine ZStV erlischt9 ohne daß ihm Beiträge erstattet werden° Zu

Unrecht sieht der Kläger in der ZStV einen Parallelfall zu einer

Versicherung auf den Todesfall bei einem privaten Versicherungs—

unternehmen, bei der für jede Versicherung ein "Rückkaufswert"

aus den Beiträgen angesammelt wird? der unter bestimmten Voraus—

setzungen bei vorzeitiger Beendigung des Versicherungsvertrages

eine teilweise Erstattung der Beiträge — der "Prämienreserve" '

(£ 176 des Versicherungsvertragsgesetzes) —
oder eine Umwandlung

des Versicherungsverhältnisses in eine prämienfreie Versicherung

{5 174 des Versicherungsvertragsgesetzes) ermöglicht„ Die ge—
setzliche KV bildet

— ebenso wie eine reine Risikoversicherung
—

keinen Deckungsstock für Leistungsanwartschaften; die beidersei—

tigen Rechte und Pflichten erlöschen —von vereinzelten Nachwir—
kungen abgesehen

- bei Beendigung des Versicherungsverhältnisseso

Eine Beitragsrückgewähr wegen nicht in Anspruch genommener Gegen»

leistung ist daher auSgeschlosseno Wennauch für die ZStV beson—
'dere Beiträge erhoben werden — die im übrigen keineswegs den nach

versicherungsmathematischen Grundsätzen kalkulierten Beiträgen
einer privaten Versicherung auf den Todesfall entsprechen —9 so

ist die ZStV doch Teil des öffentlich—rechtlichen Sozialversi—

cherungssystems (BerrfG Bd„ 11 S„ 226); sie begründet daher auch
nur der Eigenart der gesetzlichen KV gemäße Berechtigungeno Ist

der Versicherungsfall während des Bestehens des Versicherungs«

-verhältniases nicht eingetreten? so hat es sein Bewenden damit‚.

_daß der Versicherungsträger das Risiko während dieser Zeit getra—
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gen hat; die Gefahrtragung allein ist schon Leistung° Somit ist

bei der ZStV
— seit ihrer Einführung --eine Beitragsrüokgewähr

wegen ihres Erlöschens ohne Eintritt des Versicherungsfalls ebene

so ausgeschlossen wie ein geldlichor Ausgleich zwischen den be—

teiligten Krankenkassen im Falle des Kassenwechselso

Demnäch ist die Revision in vollem Umfang begründet;

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichtsgesetzes„
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